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«Die neuen
Verträge sind
deutlich besser
als der
Rahmenvertrag»
Der Anwalt Philipp E. Zurkinden hat sich 2019
als Berater des Parlaments sehr kritisch
zum Rahmenabkommen geäussert.
Bei den neuen Verträgen dürften die Vorteile
überwiegen, sagt er im Gespräch
mit Katharina Fontana und Fabian Schäfer

Beziehungsstatus: schwierig. Die neuen Verträge mit der EU stossen in der Schweiz aufWiderstand. ILLUSTRATION IDA GÖTZ / NZZ

Herr Zurkinden, 2019 haben Sie für das
Parlament zwei Gutachten zum damali-
gen Rahmenabkommen mit der EU ver-
fasst. Ihr Fazit fiel sehr negativ aus.Wie
beurteilen Sie die neuenVerträge, die der
Bundesrat ausgehandelt hat?
Sie sind deutlich besser als der Rahmen-
vertrag. Positiv ist derWechsel vom hori-
zontalen zum vertikalen Ansatz: Jeder
Bereich, sei es Personenfreizügigkeit, sei
es Landverkehr, wurde einzeln verhan-
delt.Das Freihandelsabkommen ist nicht
mehr Teil des Pakets. Die Super-Guillo-
tine-Klausel ist weggefallen,man könnte
also künftige sektorielle Abkommen
kündigen, ohne dass die anderen Ver-
träge wegfielen. Die Forschungszusam-
menarbeit geht weiter, die Schweiz hätte
zudem Zugang zur Europäischen Eisen-
bahnagentur und zu den einschlägigen
Stromhandelsplattformen. Das alles ist
vorteilhaft und als Erfolg zu werten.

Aber?
An der dynamischen Rechtsübernahme
und der Rolle des Europäischen Ge-
richtshofs, des EuGH,hat sich nichts ge-
ändert. In den betroffenen Bereichen
wird die Initiative für neue Gesetze
nicht mehr von Bundesrat oder Parla-
ment ausgehen, sondern von der EU-
Kommission. Bei der direkten Demo-
kratie wird es Einschränkungen geben.
Wenn die Stimmberechtigten zwar Nein
sagen können zu neuemEU-Recht, aber
mit Ausgleichsmassnahmen rechnen
müssen, ist das nicht mehr das System,
das wir heute kennen. Das sind sicher
schwierige Neuerungen für die Schweiz,
man kann sie nicht kleinreden.Anderer-
seits sind sie auf diejenigen Bereiche be-
grenzt, wo die SchweizerWirtschaft den
Zugang zum Binnenmarkt wünscht.
Letztlich muss die Politik entscheiden,
ob die Vorteile diesen Preis wert sind.

Sie loben den vertikalenAnsatz.Aber in
jedem Vertrag steht, dass die institutio-
nellen Lösungen «allen bisherigen und
künftigen bilateralen Abkommen» ge-
meinsam seien. Läuft das nicht auf das
Gleiche hinaus wie das horizontale Rah-
menabkommen?
DerVorteil liegt darin, dass die Schweiz
für jedes Abkommen eigene Bestim-
mungen aushandeln und den Geltungs-
bereich eingrenzen konnte. Beim Land-
verkehr etwa ist er auf den internationa-
len Verkehr begrenzt.Auch gelten beim
Strom oder beim Landverkehr Ausnah-
men von der Pflicht, neues EU-Recht zu
übernehmen.

Aber wenn die Schweiz die Verträge an-
nimmt, heisst das, dass auch künftige
Abkommen dieselben Regeln vorsehen
müssen.
Das ist im Grundsatz so. Aus Sicht der
EU ist klar, dass die dynamische Rechts-
übernahme und die Überwachung
durch den EuGH auch in künftigenVer-
trägen enthalten sein müssen. Das ver-
langt sie zum Beispiel auch von Gross-
britannien, das ebenfalls über einen sek-
toriellen Zugang zum europäischen
Binnenmarkt verhandelt. Daran kom-
men wir nicht vorbei.

Was bedeutet es für das politische Sys-
tem der Schweiz, wenn sie die Verträge
abschliesst?
Wir müssen akzeptieren, dass in den Be-
reichen, in denen wir am EU-Binnen-
markt partizipieren, die EU das Initiativ-
recht hat und für alle einheitliche Regeln
gelten. Handkehrum muss man sehen,
dass die Schweiz im Rahmen der Bilate-
ralen I über tausend Rechtsakte der EU
übernommen hat, und zwar freiwillig.
Das relativiert das Ganze doch wieder.

Es ist aber etwas anderes, ob die Schweiz
eine Regelung als vernünftig erachtet
und freiwillig übernimmt – oder ob sie
vertraglich dazu gezwungen ist, selbst
Neuerungen, die sie nicht will, unterAn-
drohung vonAusgleichsmassnahmen zu
übernehmen.
Das kann man so sehen. Ich gehe aber
davon aus, dass die EU einen Unter-
schied machen wird, ob es der Bundesrat
ist, der einen neuen EU-Rechtsakt ab-
lehnt, oder die Bundesversammlung oder
das Volk in einer Referendumsabstim-
mung. Im CommonUnderstanding steht,
dass die EU das direktdemokratische
System der Schweiz respektiert.Gestützt
darauf haben wir gute Gründe, von der
EU zu verlangen, dass sie sich bei einem
ablehnenden Volksentscheid in ihrer
Reaktion zurückhalten soll.

Es gibt andere Länder wie Kanada, die
Handelsabkommen mit der EU abge-
schlossen haben, ohne dass sie den
institutionellen Überbau übernehmen
müssen.
Dabei handelt es sich aber nicht um
Integrationsabkommen, wie sie die
Schweiz sektoriell haben möchte. Man
darf nicht vergessen: Die Schweiz will
den Zugang zum EU-Binnenmarkt,
folglich muss sie auch die Bedingungen
akzeptieren. Das heisst: Die EU wird
uns in den betroffenen Bereichen grund-
sätzlich nicht anders behandeln als die
eigenen Mitgliedsländer.

Der Bundesrat geht davon aus, dass die
Schweiz als Drittstaat bei derAuslegung
von EU-Recht einen gewissen Spiel-
raum behält.
Da ist wohl die sogenannte Polydor-
Praxis gemeint. Ich halte diese Erwar-
tung für zu optimistisch. Die Polydor-
Praxis ist aus meiner Sicht kein verläss-
licher Rettungsanker. Geht man davon
aus, dass der Fokus derVerträge die sek-
torielle Integration ist, wird es schwierig
sein, eine Sonderbehandlung der
Schweiz zu rechtfertigen. Die Recht-
sprechung des EuGH zum EU-Recht
dürfte mit dieser Annahme in den be-
troffenen Bereichen grundsätzlich auch
für die Schweiz gelten.

Die Befürworter derVerträge argumen-
tieren, dass das Verfahren der Streitbei-
legung für formelle Rechtssicherheit
sorge. Die Gegner verweisen auf die
materielle Rechtsunsicherheit, da man
nicht weiss, welche EU-Regelungen die
Schweiz künftig übernehmen muss.Wie
sehen Sie das?
Ich sehe eher dieVorteile der formellen
Rechtssicherheit. Als die Schweiz das
Rahmenabkommen 2021 bachab ge-
schickt hatte, machte die EU uns
enorme Probleme bei den technischen
Handelshemmnissen. Es wurde nichts
mehr aktualisiert. Die Schweiz konnte
sich nicht wehren, sie war ausgeliefert.
Mit der Verpflichtung zur dynamischen
Rechtsübernahme ist das anders. Die
Schweiz kann den Gemischten Aus-
schuss und anschliessend das Schieds-
gericht anrufen.

Und was ist mit der Unsicherheit, welche
neuen Regelungen aus Brüssel auf die
Schweiz zukommen werden?
Diese sind begrenzt auf den Geltungs-
bereich der Abkommen. Das bietet
einen gewissen Schutz.Zudem kann mit

einer verstärkten Präsenz in Brüssel
antizipiert werden, welche Vorschläge
von der Europäischen Kommission vor-
gelegt werden.

Ist das so? Die EU hat kürzlich neue Re-
geln für arbeitslose Grenzgänger be-
schlossen, welche die Schweiz mehrere
hundert Millionen Franken kosten wür-
den.Hierzulande waren viele überrascht.
Mit den neuen Verträgen wird sich die
Schweiz anders aufstellen müssen, das
ist absolut zwingend. Sie muss in Brüs-
sel präsent sein, und zwar mit den bes-
ten Fachleuten, die sie hat. Das Deci-
sion-Shaping kann man nicht von Bern
aus machen, da müssen Experten vor
Ort sein und ihren Sachverstand ein-
bringen. Sie müssen die Sprachen kön-
nen, sich in der engenWelt der EU aus-
kennen und mit gleichgesinnten Län-
dernAllianzen schliessen. So kann es ge-
lingen, gesetzgeberische Entwicklungen
zu erkennen, Einfluss auf die EU-Ge-
setzgebung zu nehmen und für die
Schweiz schädliche Regelungen abzu-
schwächen.DieserAufbau des Personals
ist ganz entscheidend. Er wird etwas
kosten, aber das lohnt sich in jedem Fall.

Ein mögliches Streitthema zeichnet sich
bereits ab: Im Schweizer Parlament gibt
es Bestrebungen, dass weiterhin alle Be-
triebe aus der EU, die Angestellte in die
Schweiz entsenden, eine Kaution hinter-
legen müssen.DieVerträge erlauben das
nicht.Wie würde die EU reagieren, wenn
die Schweiz dennoch an der Kautions-
pflicht festhalten würde?
Es ist gut möglich, dass das Schieds-
gericht die Schweiz zu Ausgleichsmass-
nahmen verpflichten würde, weil die
Kautionspflicht den Lohnschutz ver-
letzt.Vielleicht würde die EU beim ers-
ten Konflikt noch nicht das ganzeArse-
nal auffahren und der Schweiz eine län-
gere Übergangsfrist konzedieren. Das
weiss man nicht. Das Eidgenössische
Parlament sollte sich jedenfalls gut über-
legen, was es hier tut. Bereits bisher hat
die Schweiz mit ihren weitreichenden
Lohnschutzbestimmungen die Regeln
der Personenfreizügigkeit sehr zu ihren
Gunsten interpretiert.

Beim Rahmenvertrag gab es Bedenken,
dass er eine Neuverhandlung des Frei-
handelsabkommens von 1972 bewirkt
hätte. Die EU will das schon lange, die
Schweiz ist dagegen, unter anderem
wegen der Bauern.Was ändert sich hier
mit den neuen Verträgen?
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«Man muss die Vorteile
sehen: den Zugang
zum Binnenmarkt und
die Zusammenarbeit
in Bereichen wie
Forschung, Bildung
oder Strom.»

Ich sehe keinerleiAnhaltspunkt,wie die
EU auf Basis der neuen Verträge eine
Modernisierung des Abkommens ver-
langen könnte. Dieses wird im ganzen
Paket mit keinemWort erwähnt.

Aber die neuen Verträge hindern die
EU nicht daran, die Schweiz politisch
zu bedrängen, zum Beispiel mit der
Drohung, sie bei der Forschung erneut
auszuschliessen.
Das sehe ich anders. Dass das Frei-
handelsabkommen nicht mehr erwähnt
wird, zeigt, dass sich die Schweiz in die-
sem Punkt durchgesetzt und die EU dies
akzeptiert hat. Sollte sie später trotzdem
versuchen, uns unter Druck zu setzen,
wäre dies ein Verstoss gegen Treu und
Glauben.

Ein grosses Thema sind staatliche Bei-
hilfen wie Subventionen oder Steuer-
erleichterungen: Mit den neuen Verträ-
gen müsste die Schweiz bei Verkehr und
Strom das Beihilferecht der EU über-
nehmen. Wie bedeutend ist das? Was
wären etwa die Folgen für die SBB?
Der Grundsatz, dass der gesamte inner-
staatliche Landverkehr nicht betroffen
ist, scheint klar. Meine Erfahrung lässt
mich aber etwas zweifeln, dass die Sache
so einfach ist. Was passiert, wenn der
Bund eine Bahnstrecke subventioniert,
die zwar in Basel endet, aber offenkun-
dig Auswirkungen auf internationale
Verbindungen hat? Die EU könnte ver-
suchen, auch auf solche Fälle Einfluss zu
nehmen. Die SBB sehen offenbar keine
solchen Risiken. Ich gehe davon aus,
dass sie diese Fälle studiert haben.Ähn-
liche Überlegungen gelten für den
Strommarkt.

Können Sie das ausführen?
Im Stromabkommen gibt es viele Aus-
nahmen für Subventionen, etwa für
Reservekraftwerke oder erneuerbare
Energien.Es ist sicher einVerhandlungs-
erfolg, dass die EU dazuHand bot.Aller-
dings sind die meisten Ausnahmen auf
sechs Jahre befristet. Das erlaubt einen
geordneten Übergang, gibt aber keine
dauerhafte Sicherheit. Mittelfristig wer-
den in der Schweiz die gleichen Beihilfe-
regeln gelten wie in jedem EU-Land.

Heisst das, dass im Strombereich alle
Beihilfen wegfallen werden, für die es
anfänglich Ausnahmen gibt?
Das würde mich auch interessieren.Alle
Behörden und Branchenverbände, die
ich frage, sagen, dass sie keine Probleme
erwarten. Aber es gibt bis jetzt keine
klarenAntworten.Dass die Schweiz alle
Beihilfen abschaffen muss, halte ich für
unrealistisch. Gerade bei erneuerbaren
Energien erlaubt die EU zahlreiche Bei-
hilfen.Aber die Schweiz kann kaum alle
Subventionen weiterführen. Zumindest
eines ist sichergestellt: Auch wenn ein-
zelne Beihilfen als unzulässig eingestuft
werden sollten, kann die EU keine nach-
trägliche Rückzahlung verlangen.

Bis jetzt regelt die Schweiz Subventio-
nen politisch, nun würde sie das Recht
der EU übernehmen. Das wäre rein kul-
turell ein grosser Schritt, gerade für die
Kantone. Ist das eine gute Idee?
Ich hätte mehr Bedenken, wenn die
Übernahme nicht auf Verkehr und
Strom sowie auf grenzüberschreitende
Sachverhalte begrenzt wäre. Dieses
Risiko kann die Schweiz eingehen. Das
Beihilferecht der EU hat sich über die
Jahrzehnte enorm entwickelt, die Vor-
gaben wurden laufend komplexer und
umfassender. Seit etwa fünf Jahren be-
obachte ich aber eine Konsolidierung,
die Zahl der Rechtserlasse nimmt ab.
Heute halte ich das Beihilferecht für
überschaubar. Entscheidend ist auch
hier, dass die Schweiz sich fachlich gut
aufstellt: Bund und Kantone brauchen
exzellente Juristen, die das EU-Recht
durchdringen und Brüssel gegenüber
sauber aufzeigen können, dass die
Schweiz die Regeln einhält.

Aber es ist klar, dass die Schweiz auch
bei künftigen Abkommen zu anderen
Themen dieselben Beihilferegeln über-
nehmen müsste.
Dem dürfte so sein.Die Schweiz müsste
dannzumal entscheiden, ob sie sich mit
Bezug auf das betreffende Abkommen
darauf einlassen will.Grundsätzlich sind
Beihilferegeln sinnvoll, sie ermöglichen
einen fairen Wettbewerb. Und die Aus-
wirkungen sind trotz allem nicht so gra-
vierend, wie sie oft dargestellt werden.

Aus meiner Sicht hätten etwa die aller-
meisten Kantonalbanken nichts zu be-
fürchten: Ihre Steuererleichterungen
oder Staatsgarantien wären kaum ge-
fährdet,weil sie nur im Inland tätig sind.
Würden die Beihilfen trotzdem als unzu-
lässig erachtet, könnte dies wohl mit
einer angemessenen Abgabe an den
Kanton als Entschädigung für die
Garantie behoben werden. Das zeigte
vor Jahren ein Rechtsstreit im EWR um
die Staatsgarantie der Liechtensteini-
schen Landesbank.

Sie haben auf Risiken bei den Beihilfen
hingewiesen, ebenso auf die Einschrän-
kung der direkten Demokratie. Finden
Sie, der Bundesrat erwähnt diese Nach-
teile des Pakets in seiner Kommunika-
tion ausreichend deutlich?
Nach meiner Wahrnehmung ist die In-
formation heute zurückhaltender und
redlicher als beim Rahmenvertrag. Es
gibt sicher immer noch Punkte, die zu
wenig präzis dargestellt werden, aber
gegenüber den Halbwahrheiten, die frü-
her teilweise verbreitet wurden, scheint
mir das weniger gravierend. Ich erwarte
zudem vom Parlament, dass es den Bun-

desrat in den bevorstehenden Debatten
auffordert, offene Fragen zu klären.
Zum Beispiel müsste man sagen kön-
nen,wie viele Rechtsübernahmen in den
einzelnen Abkommen ungefähr zu er-
warten sind.

Wie fällt Ihre Gesamtbilanz zum vorlie-
genden Paket aus?
Es ist sicher eine schwierigeAbwägung
mit offenen Fragen. Es stimmt, dass die
direkte Demokratie tangiert wird.Aber
das wird auf einzelne wenige Bereiche
begrenzt, in denen wir heute bereits
massenhaft EU-Recht übernehmen.
Und man muss vor allem die Vorteile
sehen: den Zugang zum Binnenmarkt,
der für die Wirtschaft wichtig ist, und
die Zusammenarbeit in Bereichen wie
Forschung, Bildung oder Strom. Ich
denke, dass gesamthaft der Nutzen
überwiegt.Wollen wir die Integration in
den Binnenmarkt behalten, müssen wir
die auf die betreffenden Wirtschafts-
sektoren begrenzte Rechtsübernahme
akzeptieren. Die Gegner der Verträge
haben in einzelnen Punkten recht, aber
auch sie können keine glaubwürdigeAl-
ternative anbieten.

Wenn wir Nein sagen, gelten die be-
stehenden Abkommen weiterhin. Ist das
keine Alternative?
Nein, denn der Status quo würde nicht
lange halten. Die Reaktion der EU
würde geharnischt ausfallen. Ich fand es
richtig, dass der Bundesrat den Rahmen-
vertrag versenkt hat. Aber für die EU
war es nach den jahrelangen Verhand-
lungen ein Affront. Wenn wir ihr nun
zum zweiten Mal die kalte Schulter zei-
gen,wird sie das nicht auf sich sitzen las-
sen. Ich erwarte mindestens, dass sie
wieder das Abkommen zum Abbau
technischer Handelshemmnisse blockie-
ren und uns bei der Forschung aus-
schliessen wird.

Wäre das so schlimm? Das wirtschaft-
lich wichtigste Abkommen, die Perso-
nenfreizügigkeit, würde die EU kaum
kündigen, weil es auch für sie wichtig ist.
Dasselbe gilt beim Landverkehr.
Ich wäre da nicht so sicher. So wie sich
die Sicht der EU auf die Schweiz verän-
dert hat, würde ich auch eine Art Trotz-
reaktion nicht ausschliessen. In jedem
Fall hat sie einige Hebel, um uns zu scha-
den,man denke nur an den Strommarkt.
Wir sollten es nicht zu weit treiben.

Aber letztlich ist die Zusammenarbeit
auch im Interesse der EU.Welche Alter-
nativen sehen Sie mittelfristig zum vor-
liegenden Paket?
Am ehesten könnte irgendwann der
EWRwieder zumThema werden.Aller-
dings bin ich nicht sicher, ob Norwegen,
das eher egozentrisch agiert und den
EWR heute dominiert, die Schweiz
überhaupt dabeihaben will.

Wären die Nachteile für die Schweiz im
EWR kleiner als mit dem heutigen
Paket? Die Integration ginge weiter, die
direkte Demokratie würde ebenfalls
eingeschränkt.
Ja, aber wir wären nicht mehr allein, son-
dern würden mit drei weiteren Ländern
einen «Klub» bilden. Das hat Nachteile,
weil man sich absprechen muss. Wenn
das aber gelingt, ist die Verhandlungs-
position gegenüber der EU stärker.Auch
wäre die Schweiz im Efta-Gerichtshof
vertreten. Aus heutiger Sicht kann ich
mir keinen anderenWeg vorstellen, aber
ich lasse mich gern überraschen.

Anwalt, Professor,
Berater

fon. · Europäisches Recht
hat ihn von früh an interes-
siert: Seine Studien führ-
ten Philipp E. Zurkinden
nicht nur nach Bern und
Basel, sondern auch an das
Europainstitut des Saar-

lands. Heute ist er Partner der Anwalts-
kanzlei Prager Dreifuss. Vorher arbei-
tete er beim Staatssekretariat für Wirt-
schaft am Aufbau des Kartellgesetzes
mit. Zurkinden ist Titularprofessor für
Kartellrecht an der Universität Basel. In
den Debatten über die Abkommen mit
der EU wird der Freiburger regelmässig
von den parlamentarischen Kommissio-
nen als Experte angehört.

Mehr Pflanzen,
weniger Tiere
Die Ernährungsinitiative will die Landwirtschaft
von Grund auf umbauen

DAVID VONPLON.

Darüber stimmen wir ab
Die Ernährungsinitiative will mit einer
Verfassungsänderung die Versorgung
der Bevölkerung mit Lebensmitteln und
Trinkwasser sicherstellen. Sie strebt
unter anderem einen Selbstversorgungs-
grad von mindestens 70 Prozent an und
fordert Massnahmen zur Förderung
pflanzlicher Lebensmittel. Ebenfalls
verlangt die Initiative, dass die Belas-
tung des Trinkwassers und der Böden
durch Stickstoff und Phosphor deutlich
verringert wird. Die in den Umweltzie-
len der Landwirtschaft festgelegten
Grenzwerte für Dünger dürfen nicht
mehr überschritten werden. Zudem sol-
len die Biodiversität und die Boden-
fruchtbarkeit gesichert und die Grund-
wasserressourcen geschützt werden.Die
neuen Vorgaben müssen innerhalb von
zehn Jahren umgesetzt werden.DieAn-
passungen müssen dabei sozialverträg-
lich ausgestaltet und vom Bund finan-
ziell unterstützt werden.

Darum ist die Vorlage von Bedeutung
Schon vor fünf Jahren legte sich die
parteilose Umweltaktivistin und Fit-
nesstrainerin Franziska Herren mit der
Bauernlobby an. Nach einem wüsten
und aggressiv geführten Wahlkampf
lehnte das Stimmvolk ihre Trinkwas-
serinitiative schliesslich mit 60 Prozent
ab. Herren selbst war in den Wochen
davor massiv angegriffen und bedroht
worden und benötigte zeitweise Perso-
nenschutz. Ihren Kampfeswillen hat sie
damals nicht verloren. ImGegenteil:Mit
der Ernährungsinitiative startete sie ein
neues Volksbegehren, das wieder die
gleichen Ziele verfolgt – sauberesTrink-
wasser, eine giftfreie Landwirtschaft und
pflanzliche Ernährung. Anders als bei

derTrinkwasserinitiative, die die Direkt-
zahlungen der Bauern an strengereTier-
haltungs- und Umweltanliegen knüpfen
wollte, legt die Ernährungsinitiative den
Fokus aber nicht nur auf die landwirt-
schaftliche Produktion, sondern auf die
ganze Land- und Ernährungswirtschaft,
einschliesslich des Konsums.

Aus Sicht der Initiantin ist dieVersor-
gung der Schweiz mit Lebensmitteln zu
stark vomAusland abhängig.Würden auf
Ackerflächen vermehrt Lebensmittel für
den direkten menschlichenVerzehr statt
Futtermittel angebaut, könnten mehr
Menschen aus heimischer Produktion er-
nährt werden. Diese Ziele der Initiative
ähneln auf den ersten Blick inhaltlich
denjenigen des Bundesrats.Auch er will
die Ernährungssicherheit erhöhen und
den ökologischen Fussabdruck der
Land- und Ernährungswirtschaft verrin-
gern. Bei der Ernährungsinitiative sind
die Vorgaben zur Zielerreichung jedoch
deutlich ambitionierter und verbind-
licher. Das gilt insbesondere für die Er-
höhung des Selbstversorgungsgrads von
heute unter 50 auf 70 Prozent.

Um eine solche Erhöhung zu errei-
chen, wären grosse Umstellungen in der
Produktion und im Konsum notwendig.
Bei einem Ja zur Initiative wären die Bau-
ern etwa gezwungen, die Produktion von
Fleisch undMilch stark zu reduzieren. Sie
müssten die Tierbestände verringern und
stattdessen Pflanzen anbauen, die direkt
der menschlichen Ernährung dienen.
Dazu müsste der Bund strengere Vor-
gaben,Verbote oderAnreize erlassen.

Das sind die Argumente der Gegner
Laut dem vom Bauernverband ange-
führten Nein-Komitee lässt sich die
Hauptforderung der Initiative – 70 Pro-
zent Selbstversorgung – nur erreichen,
wenn die Bevölkerung ihr Essverhalten
vonGrund auf ändert. In der Kampagne
ist gar von einem Zwang zuVeganismus
die Rede. Laut den Gegnern verkennt
die Initiative zudem, dass auf rund

70 Prozent der landwirtschaftlich ge-
nutzten Fläche vor allem Gras wächst,
das für die menschliche Ernährung nur
über Wiederkäuer wie Kühe, Schafe
oder Ziegen nutzbar gemacht werden
kann. Auch weisen sie warnend darauf
hin, dass die mit der Initiative verbunde-
nen Auflagen zu einer Verteuerung der
tierischen und pflanzlichen Lebensmit-
tel führen würden.

Der Bundesrat lehnt die Initiative
ebenfalls ab. Mit einem höheren Selbst-
versorgungsgrad wäre die Schweiz zwar
im Krisenfall weniger abhängig von
Importen. Doch hätte die Umsetzung
der Initiative tiefgreifende Eingriffe des
Staates zur Folge. So würde die kurze
Umsetzungsfrist dazu führen, dass
Investitionen in der Landwirtschaft –
etwa in Ställe oder Melkroboter – sowie
in den vor- und nachgelagerten Sektoren
der Ernährungswirtschaft nicht vollstän-
dig amortisiert werden könnten.Zudem
müssten neue Produktions- und Verar-
beitungskapazitäten geschaffen werden,
was zusätzliche Investitionen erforder-
lich machen würde.

Da er nicht mit einem rückläufigen
Konsum von Fleisch und Milch rechnet,
geht der Bundesrat zudem davon aus,
dass künftig mehr tierische Produkte
importiert werden müssten. Ein Teil der
Umweltbelastung würde damit ins Aus-
land verlagert. Auch hält er es für nicht
sachgerecht, dass die Initiative sehr kon-
krete Ziele in derVerfassung festschrei-
ben will.DieAgrarpolitik lasse sich auch
ohne neueVerfassungsbestimmungen in
diese Richtung weiterentwickeln.

Das sind die Argumente der Befür-
worter
Gemäss der Initiantin Franziska Herren
setzt eine sichere Ernährung fruchtbare
Böden, eine hoheArtenvielfalt und sau-
beres Trinkwasser voraus. Gleichzeitig
müsse die Schweiz in Krisen eine bes-
sere Selbstversorgung gewährleisten.
Dafür brauche es mehr pflanzliche
Lebensmittel für den direkten mensch-
lichen Verzehr. Solange grosse Teile des
Ackerlands für Futtermittel genutzt
würden, sei dieses Potenzial nicht ausge-
schöpft.Auch der Einsatz von Pestiziden
und zu viel Gülle aus einer auf Import-
futter gestütztenTierproduktion gefähr-
deten Böden und Trinkwasser.

Die Initiantin Franziska Herren stellt
dabei vehement inAbrede,dass sie einen
«Vegan-Zwang» einführen wolle. Im
Initiativtext stehe nirgends, dass Fleisch
verboten werden müsse. Dort heisse es
nur, dass eine auf pflanzliche Lebensmit-
tel ausgerichtete Ernährung gefördert
werden solle. Niemand werde gezwun-
gen, das Essverhalten anzupassen.Nötig
sei aber eine Neuausrichtung der Sub-
ventionen.Nicht länger sollten dreiVier-
tel der insgesamt 3,6 Milliarden Franken
Subventionen in die tierische Produktion
fliessen. Auch müsse Food-Waste redu-
ziert werden. Würden nur halb so viele
Lebensmittel imAbfall landen wie heute,
könnten 1,8 Millionen Menschen mehr
ernährt werden.

Ein weiteresArgument der Befürwor-
ter ist die Versorgung mit Trinkwasser.
Herren kritisiert, dass der Schweiz trotz
Hitze- undTrockensommern bis jetzt eine
nationale Strategie fehlt, um die Wasser-
versorgung imKlimawandel abzusichern.
Die Initiative soll den Bund deshalb dazu
verpflichten, die nötigen Grundlagen zu
schaffen, damit sauberesTrinkwasser und
ausreichende Grundwasserreserven auch
künftig gesichert sind.
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ANZEIGE

Sicher handeln in unsicheren
Zeiten. Aus- und Weiterbildung
für alle, die mit Medien, Sprache
und Wirkung arbeiten.
maz.ch

Souverän bleiben,
wenn sich alles
verändert.


